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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Anderung der Amtsgerichtsbezirke Koſten und Schmiegel, S. 327. — Staats- 
vertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg wegen Herſtellung einer durchgehenden Eiſenbahn— 
verbindung von Meppen nach Eſſen in Oldenburg, S. 328. — Allerhöͤchſter Erlaß, betreffend 
Bau und Betrieb der in dem Geſetze vom 28. Juni d. J. vorgeſehenen neuen Eiſenbahnlinien, S. 331. 


(Nr. 10737.) Geſetz, betreffend die Anderung der Amtsgerichtsbezirke Koſten und Schmiegel. 
Vom 28. Juni 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dr. 
verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
8 1. 

In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 Geſetz-Samml. 
S. 393) werden der Stadtbezirk Wielichowo ſowie die Polizeidiſtrikte Wielichowo⸗ 
Oſt und Wielichowo⸗Weſt aus dem Kreiſe Schmiegel unter Abtrennung von 
dem Amtsgericht in Koſten dem Amtsgericht in Schmiegel zugelegt. 


§ 2. 
Der Tag des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Königliche Ver— 
ordnung beſtimmt. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Kiel, den 28. Juni 1906. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Poſadowsky. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
v. Einem. v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 
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(Nr. 10738.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg wegen Herſtellung einer 
durchgehenden Eiſenbahnverbindung von Meppen nach Eſſen in Oldenburg. 

31. März 1906 

4. April 8 


Gr Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Oldenburg haben zum Zwecke der Regelung der gegenſeitigen 
ſtaatsrechtlichen Beziehungen in Anſehung einer durchgehenden Eiſenbahnver— 
bindung von Meppen nach Eſſen in Oldenburg zu Bevollmächtigten ernannt: 


Vom 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberregierungsrat Martini, 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
Allerhöchſtihren Eiſenbahndirektor, Oberregierungsrat Graepel, 
Allerhöchſtihren Finanzrat Stein, 

welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation den nachfolgenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel 1. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung beabſichtigt, die oldenburgiſche 
Staatsbahnlinie Eſſen-Löningen bis zur Landesgrenze in der Richtung auf 
Herzlake zu verlängern. Der Kreis Meppen beabſichtigt, die ihm gehörige Eiſen— 
bahn Meppen Haſelünne Herzlake ebenfalls bis zur Landesgrenze in der Richtung 
auf Löningen fortzuſetzen. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird dem Kreiſe Meppen unter den 
üblichen Bedingungen die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Bahnlinie 
Herzlake - Landesgrenze erteilen und das Enteignungsrecht verleihen. 


Artikel 2. 


Die hohen vertragſchließenden Regierungen kommen dahin überein, daß 
beide Bahnlinien an der Landesgrenze in unmittelbare Schienenverbindung gebracht 
werden. Die Richtung und Höhenlage der Bahnlinien in dem Punkte, wo der 
Zuſammenſchluß an der Landesgrenze ſtattfinden wird, ſoll auf Grund der von 
den Eiſenbahnverwaltungen auszuarbeitenden Projekte, nötigenfalls durch ab— 
zuordnende Kommiſſare beider Regierungen, näher beſtimmt werden. 

Die Feſtſetzung der an die militäriſche Leiſtungsfähigkeit der durchgehenden 
Eiſenbahnverbindung von Meppen bis Eſſen zu ſtellenden Anforderungen bleibt 
vorbehalten. 

Im übrigen erfolgt die Feſtſtellung der Bauentwürfe und die Prüfung 
der anzuwendenden Fahrzeuge für das preußiſche Staatsgebiet durch die König— 


„ 


lich Preußiſche Regierung, für das oldenburgiſche Staatsgebiet durch die Groß— 
herzoglich Oldenburgiſche Regierung. 

Die von einer Regierung geprüften Betriebsmittel werden ohne weitere 
Prüfung auch im Gebiete der anderen Regierung zugelaſſen werden. 


Artikel 3. 

Für den Bau und Betrieb der Bahnlinien ſind die für Nebeneiſenbahnen 
geltenden Beſtimmungen der Eiſenbahn-Bau- und Betriebsordnung vom 
4. November 1904 Reichs-Geſetzbl. S. 387) ſowie die dazu ergehenden er⸗ 
gänzenden und abändernden Beſtimmungen (vergleiche § 3 der Eiſenbahn-Bau— 
und Betriebsordnung) maßgebend. Die Spurweite der Bahn ſoll 1,435 Meter 
betragen. 

Artikel 4. 

Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahnlinien muß längſtens 
binnen zwei Jahren ſeit dem Tage der Ratifizierung des gegenwärtigen Staats⸗ 
vertrags bewirkt werden. Sollte ſich die Vollendung des Baues der Bahnlinie 
Herzlake Landesgrenze über dieſe Friſt hinaus durch Verhältniſſe verzögern, für 
welche den Kreis Meppen nach dem in dieſer Beziehung entſcheidenden Ermeſſen 
der Eiſenbahnaufſichtsbehörde ein Verſchulden nicht trifft, ſo wird dem Kreiſe 
eine entſprechende Friſtverlängerung gewährt werden. 

Etwaige notwendige Verlängerungen der Baufriſt für die Strecke Löningen. 
Landesgrenze wird die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung der Königlich 
Preußiſchen Regierung rechtzeitig mitteilen. 


Artikel 5. 

Die Verwaltung der beiden neuen Linien ſoll nach dem Eigentume getrennt 
— für die Strecke Eſſen-Löningen- Landesgrenze durch die Großherzoglich Olden⸗ 
burgiſche Eiſenbahnverwaltung, für die Strecke Meppen-Herzlake Landesgrenze 
durch die Meppen-Haſelünner Eiſenbahn — erfolgen, jedoch ſoll die Durch— 
führung der Züge der Großherzoglich Oldenburgiſchen Staatsbahn bis nach einer 
der Stationen der Bahnſtrecke Landesgrenze Meppen und der Züge der Meppen⸗ 
Haſelünner Eiſenbahn über die Landesgrenze bis nach einer der Stationen der 
Bahnſtrecke Landesgrenze-Eſſen (Betriebswechſelſtationen) zugelaffen werden. Über 
die näheren Bedingungen der Zugüberführung beziehungsweiſe über die Beſtim— 
mung einer oder mehrerer Betriebswechſelſtationen bleibt eine Verſtändigung der 
beiden Eiſenbahnverwaltungen vorbehalten. 


Artikel 6. 

Die Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung 
werden gemeinſam ſoviel als möglich darauf hinwirken, daß Ankunft und Abgang 
der Züge auf den Endſtationen mit Abgang und Ankunft der Züge der anjchließen- 
den Eiſenbahnlinien in Zuſammenhang gebracht werden. 


— 330 — 


Die Regierungen behalten ſich die Beſtimmung der geringſten Zahl der 
zur Beförderung von Perſonen dienenden Züge vor und ſind daruͤber einig, daß 
täglich in keinem Falle weniger als drei Züge auf der ganzen Strecke Meppen 
Eſſen in jeder Richtung verkehren follen. 

Im übrigen erfolgt die Genehmigung und Feſtſetzung der Fahrpläne und 
Tarife durch jede Regierung innerhalb ihres Staatsgebiets. 

Die Einführung der vierten Wagenklaſſe auf der Strecke Meppen —Eſſen 
wird in Ausſicht genommen, ſoll jedoch nicht vor Ablauf von fünf Jahren nach 
Eröffnung des Betriebs gefordert werden. 


Artikel 7. 

Die Ausübung des Oberaufſichtsrechts über die Bahnſtrecken und den 
darauf ſtattfindenden Betrieb verbleibt jeder Regierung für ihr Staatsgebiet. 

Die Königlich Preußiſche Regierung behält ſich vor, zur Handhabung der 
ihr über die Bahnſtrecke Meppen- Landesgrenze zuſtehenden Hoheits⸗ und Aufſichts⸗ 
rechte einen Kommiſſar zu beſtellen, der die Beziehungen der Regierung zur 
betriebführenden Eiſenbahnverwaltung in allen den Fällen zu vertreten hat, die 
nicht zum unmittelbaren gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten der zuſtändigen 
Landesbehörden geeignet ſind. 

Entſchädigungsanſprüche, welche aus dem gemeinſchaftlichen Betriebe der 
Bahnſtrecke Meppen —Eſſen erwachſen „unterliegen, inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz 
greifen, den Geſetzen des Staates, in welchem die Schadenszufügung ſtatt⸗ 
gefunden hat. N 

Artikel 8. 

Vereidigte Bahnpolizeibeamte der einen Verwaltung, welche im Bahngebiete 
der anderen Verwaltung beſchäftigt werden, bedürfen, wie mit Bezug auf § 75 
Abſ. 1 der Eiſenbahn-Bau⸗ und Betriebsordnung vom 4. November 1904 
feſtgeſetzt wird, für das Gebiet der anderen Verwaltung keiner weiteren Vereidigung. 


Artikel 9. 
5 Gegenwärtiger Vertrag ſoll zweimal ausgefertigt und von den vertrag⸗ 
ſchließenden Regierungen zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die 
Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen N 8 
Berlin, den 31. März 1906. Oldenburg, den 4. April 1906. 
(L. S.) Martini. (L. S.) Graepel. (L. S.) Stein. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratiſtziert worden und die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat am 29. Juni 1906 in Berlin ſtattgefunden. 


— .. — — — 


ers -—- 


(Nr. 10739.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend Bau und Betrieb der in dem Geſetze vom 


28. Juni d. J. (Geſetz-Samml. S. 185) vorgeſehenen neuen Eiſenbahnlinien. 
Vom 28. Juni 1906. 


Auf Ihren Bericht vom 22. Juni d. J. beſtimme Ich, daß bei der demnächſtigen 
Ausführung der in dem Geſetze vom 15. Juni d. J., betreffend die Erweiterung, 
Vervollſtändigung und beſſere Ausrüſtung des Staatseiſenbahnnetzes und die Be— 


teiligung 


des Staates an dem Baue von Kleinbahnen, im § 1 unter I vorge: 


ſehenen neuen Eiſenbahnlinien und des unter III 1 vorgeſehenen Ausbaues einer 
weiteren Hauptbahn von Eſſen Weſt über Borbeck und Frintrop nach Oberhauſen 
Weſt die Leitung des Baues und demnächſt auch des Betriebs 


A. der Eiſenbahnen: 


> do — 


14. 


B. der 


. von Sensburg nach Nikolaiken und von Wehlau nach Friedland i. Oſtpr. 


der Eiſenbahndirektion in Königsberg i. Pr., 
von Bergfriede nach Groß-Tauerſee (Soldau) der Eiſenbahndirektion 
in Danzig, 


von (Thorn) Mocker nach Unislaw, von Kruſchwitz nach Strelno und 


von Wronke nach Obornik der Eiſenbahndirektion in Bromberg, 


von Kempen nach Nanslau der Eiſenbahndirektion in Kattowitz, 
von Schottwitz nach Meleſchwitz (Laskowitz-Beckern) und von Wanfen 


nach Brieg der Eiſenbahndirektion in Breslau, 


von Sandberg nach Koſchmin und von (Landsberg a. W.) Roßwieſe 


nach Zielenzig der Eiſenbahndirektion in Poſen, 


von Heringsdorf nach Wolgaſter Fähre der Eiſenbahndirektion in Stettin, 


von Hoyerswerda nach der Landesgrenze in der Richtung auf Königs— 
wartha und von Mücheln nach Querfurt der Eiſenbahndirektion in 
Halle a. S., 


von Sonneberg nach Eisfeld der Eiſenbahndirektion in Erfurt, 
von (Salzwedel) Lüchow nach Dannenberg und von (Iſenbüttel) Gifhorn 


nach Celle der Eiſenbahndirektion in Hannover, 


von (Mandern) Wildungen nach Buhlen der Eiſenbahndireltion in Caſſel, 
von Oberſcheld nach Wallau (Biedenkopf) der Eiſenbahndirektion in 


Frankfurt a. M., 


von Menden nach Neuenrade, von Brüchermühle nach Wildbergerhütte 


und von Immekeppel nach Lindlar der Eiſenbahndirektion in Elberfeld, 
von Lebach nach Völklingen und von Erdorf nach Bitburg der Eiſen— 
bahndirektion in St. Johann⸗Saarbrücken; 


weiteren Hauptbahn von Eſſen Weſt über Borbeck und Frintrop nach 


Oberhauſen Weſt der Eiſenbahndirektion in Eſſen a. R. 


übertragen wird. 
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u: 


Zugleich beftimme Ich, daß das Recht zur Enteignung und dauernden Be- 
ſchränkung der N, die zur Bauausführung nach den von Ihnen feſt⸗ 
i 


zuſtellenden Plänen notwen 


g ſind, nach den geſetzlichen Beſtimmungen Anwen⸗ 


dung finden ſoll: 


1. 


2. 


für die im § 1 unter Ia 1 bis 14, 16, 17 und 19 bis 24 des oben 
erwähnten Geſetzes aufgeführten neuen Eiſenbahnen, 

für die im § 1 unter II a. a. O. innerhalb diesſeitigen Staatsgebiets 
vorgeſehenen Bauausführungen an beſtehenden Bahnen, für die das 
Enteignungsrecht nicht bereits nach den geltenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen oder früheren landesherrlichen Erlaſſen Platz greift, und 


. für den im $ 1 unter III 1 a. a. O. vorgeſehenen Ausbau einer weiteren 


Hauptbahn von Eſſen Weſt über Borbeck und Frintrop nach Ober- 
hauſen Weſt. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Kiel, den 28. Juni 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 
Breitenbach. 


An 
den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


Rebiglert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Veſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz- Sammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 


